
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausgabe Mai 2015 
 
Buchhaltung 2 
. Neue Grundsätze für die ordnungsmäßige Buchführung 2 
Einkommensteuer 3 
. Zurechnung von Steuervorauszahlungen bei Scheidung  3 
. Erneuerung der Einbauküche in einer vermieteten Wohnung 4 
. Spekulationsfrist bei Immobilienverkäufen  5 
Abgeltungsteuer 5 
. Darlehen zwischen Ehegatten 5 
. Auch bei der Günstigerprüfung kein Abzug von Werbungskosten 6 
Umsatzsteuer 7 
. Vorsteuerabzugsberechtigung bereits vor Gründung einer Ein-Mann-GmbH? 7 
Kindergeld 7 
. Einspruch gegen Kindergeldbescheid durch einfache E-Mail ist unwirksam 7 
Arbeitsrecht 8 
. Mitteilung der Schwerbehinderung bei jeder Bewerbung erforderlich 8 
. Keine verhaltensbedingte Kündigung eines alkoholkranken Berufskraftfahrers bei Therapie- 
 bereitschaft im Kündigungszeitpunkt 8 
 
 
 
 



 

 2 

Ausgabe Mai 2015 

Buchhaltung . Neue Grundsätze für die ordnungsmäßige Buchführung 
 
Es wurde lange diskutiert und nachgebessert. Im November letzten Jahres hat das Bundesfinanz-
ministerium (endlich) das Schreiben zu den „Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und 
Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum 
Datenzugriff (GoBD)“ veröffentlicht. Im Folgenden wird ein Überblick über die 37 Seiten umfassende 
Verwaltungsanweisung gegeben. 
 
Anwendungszeitpunkt und Inhalt 
 
Die GoBD gelten für Veranlagungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 2014 beginnen. Sie lösen 
die „Grundsätze ordnungsmäßiger DV-gestützter Buchführungssysteme (GoBS)“ vom 
07. November 1995 und die „Grundsätze zum Datenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen 
(GDPdU)“ vom 16. Juli 2001 ab. 
 
Die neuen GoBD sind sehr umfangreich. Es geht u. a. um die zeitgerechte Erfassung von Geschäfts-
vorfällen, Unveränderbarkeit der Buchungen und Daten, Aufbewahrung von (digitalen) Unterlagen 
sowie die Verfahrensdokumentation digitaler Abläufe. 
 
Wer ist betroffen? 
 
Wesentliche Teile der GoBD gelten nicht nur für buchführungspflichtige Unternehmer. Auch 
Einnahme-Überschussrechner müssen Aufzeichnungen und Unterlagen nach § 147 Abs. 1 AO 
aufbewahren. Ferner können sich Aufbewahrungspflichten auch aus anderen Rechtsnormen (z. B. 
§ 14b UStG) ergeben. 
 
Zeitgerechte Aufzeichnungen 
 
Die GoBD enthalten wichtige Ausführungen zur zeitgerechten Aufzeichnung (z. B. sollen Kassen-
einnahmen und -ausgaben täglich festgehalten werden). Das DStV-Verbändeforum EDV hat weitere 
Vorgaben wie folgt zusammengeführt: 
 
Bei unbaren Geschäftsvorfällen sind Belege innerhalb von zehn Tagen nach Eingang oder Entstehung 
beim Steuerpflichtigen gegen Verlust zu sichern. Dies kann durch geordnete Ablage, durch zeitge-
rechte unveränderliche Erfassung in Grund(buch)aufzeichnungen oder durch Scannen erfolgen. 
Werden Eingangsrechnungen nicht innerhalb von acht Tagen bzw. innerhalb ihrer gewöhnlichen 
Durchlaufzeit beglichen, sind sie kontokorrentmäßig zu erfassen.  
 
Erfolgt die Erfassung der Geschäftsvorfälle in den Büchern bzw. in den Aufzeichnungen der Nicht-
buchführungspflichtigen nicht laufend, sondern periodenweise (z. B. monatliche Auftragsbuchhaltung), 
müssen vorher Sicherungsmaßnahmen (siehe oben) ergriffen werden und die Erfassung muss 
innerhalb des folgenden Monats erfolgen.  
 
Tipp:  Das Überschreiten der Monatsfrist kann zur Verwerfung der Buchführung führen, wenn vorher 

keine ausreichenden Maßnahmen zur Belegsicherung getroffen werden. Da in der Praxis vor 
allem die Monatsfrist nicht immer gewährleistet ist, sollten die Beleg- und Datensicherungs-
maßnahmen in einer Verfahrensdokumentation festgehalten und ihre Einhaltung kontrolliert 
werden. 
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Daten in elektronischer Form 
 
Sind aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtige Daten, Datensätze, elektronische Dokumente und 
elektronische Unterlagen im Unternehmen entstanden oder dort eingegangen, sind sie auch in dieser 
Form aufzubewahren und dürfen vor Ablauf der Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden. Sie dürfen 
nicht ausschließlich in ausgedruckter Form aufbewahrt werden und müssen für die Dauer der 
Aufbewahrungsfrist unveränderbar erhalten bleiben (z. B. per E-Mail eingegangene Rechnung im 
PDF-Format). 
 
Die elektronischen Bearbeitungsvorgänge sind zu protokollieren und mit dem elektronischen Doku-
ment zu speichern, damit die Nachvollziehbarkeit und Prüfbarkeit des Originalzustands und seiner 
Ergänzungen gewährleistet ist. 
 
Verfahrensdokumentation 
 
Es muss für jedes Datenverarbeitungssystem (DV-System) eine übersichtlich gegliederte Verfahrens-
dokumentation vorhanden sein, aus der Inhalt, Aufbau, Ablauf und Ergebnisse des DV-Verfahrens 
vollständig und schlüssig ersichtlich sind. 
 
Soweit eine fehlende oder ungenügende Verfahrensdokumentation die Nachvollziehbarkeit und Nach-
prüfbarkeit nicht beeinträchtigt, liegt kein formeller Mangel mit sachlichem Gewicht vor, der zum 
Verwerfen der Buchführung führen kann. 
 
Status quo und Ausblick 
 
Derzeit beschränkt sich der Datenzugriff der Betriebsprüfer häufig auf den maschinellen Datenträger, 
der die Buchführungsdaten enthält. Zukünftig wird sich der Fokus voraussichtlich (auch) auf die 
vorgelagerten Systeme (z. B. Zeiterfassung und Kassensysteme) richten. Es gilt also auch hier, 
„finanzamtssicher“ zu sein.  
 
Tipp: Ein Nichtbeachten der neuen GoBD kann bei Betriebsprüfungen zu erheblichen Problemen 

führen. Im Extremfall ist eine Schätzung der Besteuerungsgrundlagen möglich.  
 
 
Einkommensteuer . Zurechnung von Steuervorauszahlungen bei Scheidung 
 
Leistet ein Steuerpflichtiger nach seiner Scheidung Vorauszahlungen auf einen Vorauszahlungs-
bescheid, der erst nach der Scheidung, jedoch in Unkenntnis des Finanzamtes von derselben 
ergangen ist, so ist davon auszugehen, dass die Zahlung des geschiedenen Ehegatten für beide 
Ehegatten erfolgen sollte. 
 
Dies hat das Finanzgericht (FG) Schleswig-Holstein am 06. April 2015 entschieden und eine 
Erstattungspflicht des Finanzamtes nach § 37 Abs. 2 Abgabenordnung (AO) verneint. Das Urteil ist 
nicht rechtskräftig. Die vom FG zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof anhängig. 
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Im zugrunde liegenden Fall war die Pflicht des Finanzamts zur Erstattung nach § 37 Abs. 2 AO 
streitig. Die Ehe des Klägers bestand vor Erlass des Vorauszahlungsbescheides und zum Zeitpunkt 
der durch den Kläger geleisteten Vorauszahlungen bereits nicht mehr. Das Finanzamt erfuhr hiervon 
aber erst im Nachhinein, jedoch noch vor Erlass des Einkommensteuerbescheides. Die vom Kläger 
geleisteten Vorauszahlungen rechnete es lediglich hälftig an. 
 
Zu Recht, wie das Finanzgericht entschieden hat. Der bestandskräftige Vorauszahlungsbescheid bilde 
trotz geschiedener Ehe den Rechtsgrund für die geleisteten Zahlungen des Klägers. Deswegen 
bestehe ein Gesamtschuldverhältnis, für das unter der Maßgabe des § 26 Absatz 1 EStG die 
Tilgungsvermutung gelte, dass für beide Ehegatten geleistet werden solle. Vorliegend lägen wegen 
der Scheidung die objektiven Voraussetzungen, an die die Vermutung der Tilgungsabsicht anknüpfe, 
nicht mehr vor. Da aber für die Frage, auf wessen Rechnung die Zahlung eines Gesamtschuldners 
erfolge, auf den im Zeitpunkt der Zahlung gegenüber dem Finanzamt erkennbar hervorgetretenen 
Willen des Zahlenden abzustellen sei, greife die Vermutung vorliegend durch. Denn das Finanzamt 
habe zum Zeitpunkt der Zahlungen weder gewusst, dass die Eheleute dauernd getrennt lebten, noch, 
dass die Ehe zu diesem Zeitpunkt schon nicht mehr existierte. 
 
Tipp: Sofern vom Finanzamt Einkommensteuervorauszahlungen festgesetzt werden und diese nur 

von einem Ehegatten überwiesen werden, so ist das Finanzamt bereits bei Überweisung der 
Vorauszahlungen in Kenntnis zu setzen, sofern die Zahlung nicht für beide Ehegatten geleistet 
werden soll. 

 
 
Einkommensteuer . Erneuerung der Einbauküche in einer vermieteten Wohnung 
 
Das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht hat in seinem Urteil vom 28. Januar 2015 entschieden, 
dass eine Einbauküche trotz individueller Planung und Anpassung an die jeweiligen räumlichen 
Verhältnisse kein einheitliches zusammengesetztes Wirtschaftsgut darstellt, die Einbaumöbel und die 
Arbeitsfläche indes als Gesamtheit zu sehen sind. 
 
Herd und Spüle werden beim erstmaligen Einbau (unselbständige) Gebäudebestandteile, da sie in 
einem einheitlichen Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit dem Gebäude stehen, die für die 
Nutzbarkeit des Gebäudes zu Wohnzwecken vorausgesetzt werden und ohne die das Gebäude als 
Wohngebäude unfertig wäre. Die Aufwendungen für den Ersatz solcher schon vorhandenen 
Bestandteile sind daher sofort abzugsfähig. 
 
Die Aufwendungen für die austauschbaren Elektrogeräte sowie für die Gesamtheit der Einbaumöbel 
sind hingegen zeitanteilig über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer zu berücksichtigen, soweit 
nicht § 6 Abs. 2 EStG zur Anwendung kommt. 
 
Tipp: Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt. Die Entscheidung des BFH ist damit abzuwarten. 
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Einkommensteuer . Spekulationsfrist bei Immobilienverkäufen 
 
Als private Veräußerungsgeschäfte gemäß § 22 Nr. 2 EStG sind nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG 
unter anderem Veräußerungsgeschäfte bei Grundstücken steuerpflichtig, bei denen der Zeitraum 
zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt. Für die Berechnung des 
Zeitraums zwischen Anschaffung und Veräußerung sind grundsätzlich die Zeitpunkte maßgebend, in 
denen die schuldrechtlichen Verträge abgeschlossen wurden.  
 
Der BFH hat in seiner Entscheidung vom 10. Februar 2015 dazu Stellung genommen, ob der Kauf 
eines Grundstücks und dessen Verkauf innerhalb von zehn Jahren auch dann ein steuerpflichtiges 
Spekulationsgeschäft darstellen, wenn der Verkauf von einer behördlichen Genehmigung als auf-
schiebender Bedingung abhängig gemacht und diese Genehmigung erst nach Ablauf von zehn 
Jahren erteilt wird. Das Finanzamt nahm ein steuerpflichtiges Spekulationsgeschäft an. Der BFH 
folgte dieser Ansicht. 
 
Weil im Streitfall bei der Veräußerung des Grundstücks die zehnjährige Veräußerungsfrist noch nicht 
abgelaufen war, entfalteten die beiderseitigen Willenserklärungen innerhalb der Haltefrist Bindungs-
wirkung für den Kaufvertragsabschluss der Vertragspartner, so dass damit die Voraussetzungen für 
ein Spekulationsgeschäft erfüllt waren. Daher war es unerheblich, dass der Zeitpunkt des Eintritts der 
aufschiebenden Bedingung nicht auch innerhalb der Veräußerungsfrist lag, zumal auch der Kaufpreis 
bereits vor dem vereinbarten Rechtsübergang überwiesen wurde.  
 
Tipp: Der BFH hat mit dieser Entscheidung der Gestaltungspraxis wichtige Hinweise gegeben: Die 

Vereinbarung einer Bedingung verhindert grundsätzlich kein Spekulationsgeschäft. Es muss 
vielmehr die beiderseitige Bindung der Vertragsparteien verhindert werden. Dies kann durch 
die Einschaltung eines vollmachtlosen Vertreters erreicht werden, wenn die Genehmigung erst 
nach Ablauf der Spekulationsfrist erklärt wird. Allerdings muss dem vollmachtlosen Vertreter 
dabei bewusst sein, dass er ein Haftungsrisiko eingeht, wenn später die Genehmigung nicht 
erfolgt; er haftet dann nach § 179 BGB.  

 
 
Abgeltungsteuer . Darlehen zwischen Ehegatten 
 
Der Bundesfinanzhof hat am 28. Januar 2015 erneut zur Anwendung des Abgeltungsteuersatzes bei 
Darlehen zwischen nahestehenden Personen entschieden und dabei seine Rechtsprechung aus dem 
letzten Jahr konkretisiert.  
 
Hintergrund: Der Abgeltungsteuersatz von 25 % scheidet aus, wenn Gläubiger und Schuldner 
einander nahestehende Personen sind und der Schuldner die Zinszahlungen als Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten absetzen kann. In diesen Fällen ist der individuelle (persönliche) Steuersatz 
anzuwenden. 
 
Der Entscheidung des BFH aus dem Januar 2015 lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
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Ein Ehemann gab seiner Frau zwecks Anschaffung und Renovierung eines fremd vermieteten 
Wohnhauses ein festverzinsliches Darlehen. Die Besonderheit lag darin, dass die Ehefrau weder über 
eigene finanzielle Mittel verfügte noch eine Bank den Erwerb und die Renovierung des Objekts zu 
100 % finanziert hätte.  
 
Das Finanzamt besteuerte die hieraus erzielten Kapitalerträge des Ehemanns nicht mit der 
Abgeltungsteuer, sondern mit dem (höheren) persönlichen Steuersatz, was der BFH bestätigte. 
 
Der BFH hatte im vergangenen Jahr entschieden, dass ein Näheverhältnis nur vorliegt, wenn auf eine 
der Vertragsparteien ein beherrschender oder außerhalb der Geschäftsbeziehung liegender Einfluss 
ausgeübt werden kann oder ein eigenes wirtschaftliches Interesse an der Erzielung der Einkünfte des 
anderen besteht. Ein nur aus der Familienangehörigkeit abgeleitetes persönliches Interesse ist nicht 
ausreichend, um ein Näheverhältnis zu begründen.  
 
Im Urteilsfall war die Ehefrau bei der Darlehensaufnahme von ihrem Ehemann als Darlehensgeber 
finanziell abhängig, sodass ein Beherrschungsverhältnis vorlag. Der Ausschluss der Abgeltungsteuer 
knüpfte also nicht an ein Näheverhältnis aufgrund der Ehe an, sondern an die wirtschaftliche 
Abhängigkeit unter den Darlehensbeteiligten.  
 
 
Abgeltungsteuer . Auch bei der Günstigerprüfung kein Abzug von Werbungskosten 
 
Grundsätzlich ist die Einkommensteuer auf Kapitalerträge mit der Abgeltungsteuer abgegolten. Hier-
von gibt es allerdings Ausnahmen. So kann z. B. bei der Einkommensteuerveranlagung die Günstiger-
prüfung beantragt werden. Dann werden die Kapitalerträge den anderen Einkünften hinzugerechnet 
und der tariflichen Einkommensteuer unterworfen, wenn dies zu einer niedrigeren Einkommensteuer 
führt. Ein Antrag kann sich lohnen, wenn der persönliche Regelsteuersatz unter 25 % liegt.  
 
Nach Ansicht der Vorinstanz (Finanzgericht Baden-Württemberg) ist die gesetzliche Regelung der 
Günstigerprüfung dahingehend auszulegen, dass Werbungskosten jedenfalls dann abzugsfähig sind, 
wenn der individuelle Steuersatz bereits unter Berücksichtigung des Sparer-Pauschbetrags unter 
25 % liegt und tatsächlich höhere Werbungskosten entstanden sind. Diese Ansicht hatte vor dem BFH 
jedoch keinen Bestand. Vielmehr entschied dieser, dass das Abzugsverbot der tatsächlichen 
Werbungskosten auch bei der Günstigerprüfung gilt. 
 
Tipp: Der Bundesfinanzhof hat in diesen Fällen keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen das 

Werbungskostenabzugsverbot. Dies hat er u. a. damit begründet, dass in besonderen Einzel-
fällen die Möglichkeit einer Billigkeitsmaßnahme nach den Vorschriften der Abgabenordnung 
verbleibt. 
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Umsatzsteuer . Vorsteuerabzugsberechtigung bereits vor Gründung einer Ein-
Mann-GmbH? 
 
Nach Ansicht des Finanzgerichts Düsseldorf (Urteil vom 30. Januar 2015) ist eine Einzelperson, die 
ernsthaft beabsichtigt, eine Ein-Mann-Kapitalgesellschaft zu gründen und mit dieser umsatzsteuer-
pflichtige Umsätze zu erzielen, bereits vor Gründung der Gesellschaft zum Vorsteuerabzug berechtigt. 
 
Die Richter vertreten in ihrem Urteil die Auffassung, dass nach dem Grundsatz der Neutralität der 
Mehrwertsteuer dem (späteren) Gesellschafter einer Ein-Mann-Kapitalgesellschaft in der Vor-
gründungsphase der Vorsteuerabzug für seine ersten Investitionsausgaben ebenso zustehen muss, 
wie der Vorgründungsgesellschaft einer (Zwei-Mann-)Kapitalgesellschaft.  
Dieser Ansicht stand im Streitfall nicht entgegen, dass der Steuerpflichtige die GmbH tatsächlich nicht 
gegründet hatte und keine umsatzsteuerpflichtigen Ausgangsumsätze getätigt wurden. 
 
Tipp: Da die Rechtsfrage, ob eine Einzelperson vor Gründung einer Ein-Mann-Kapitalgesellschaft 

vergleichbar einer Vorgründungsgesellschaft (als „Vorgründungseinzelunternehmer“) zum 
Vorsteuerabzug berechtigt sein kann, höchstrichterlich – soweit ersichtlich – noch ungeklärt 
ist, hat das Finanzgericht Düsseldorf die Revision zugelassen, die bereits anhängig ist. 

 
 
Kindergeld . Einspruch gegen Kindergeldbescheid durch einfache E-Mail ist 
unwirksam 
 
Das Finanzgericht Hessen hat (U.v. 2.7.2014 - 8 K 1658/13) festgestellt, dass mit einer einfachen  
E-Mail der Bescheid einer Behörde nicht wirksam angefochten werden kann. Betroffene müssten 
damit rechnen, dass der Bescheid deshalb mangels wirksamer Anfechtung zu ihren Ungunsten 
bestandskräftig wird. 
 
Im Streitfall ging es um einen Kindergeldbescheid, gegen den die Mutter mit einfacher E-Mail 
Einspruch eingelegt hatte. Die Familienkasse wertete die einfache E-Mail zwar als wirksamen 
Einspruch, wies diesen jedoch in der Sache als unbegründet zurück. Das Finanzgericht entschied, 
dass der mit der einfachen E-Mail angegriffene Bescheid bereits mangels wirksamer Anfechtung 
bestandskräftig geworden sei. Denn ein lediglich mittels einfacher E-Mail eingelegter Einspruch 
genüge den gesetzlichen Anforderungen nicht. Eine Entscheidung zu der Frage, ob der Bescheid 
inhaltlich rechtmäßig war, sei deshalb nicht mehr zu treffen. 
 
Im Einzelnen hat das FG darauf hingewiesen, dass eine elektronische Einspruchseinlegung nach  
§ 87a Abs. 3 Satz 1 und 2 AO zwingend mit einer sog. qualifizierten elektronischen Signatur zu 
versehen sei. Hierdurch werde sichergestellt, dass die besonderen Zwecke der bisher üblichen 
Schriftform im Zeitpunkt der Rechtsbehelfseinlegung auch im modernen elektronischen Rechtsverkehr 
erfüllt werden. Dies werde auch durch die gesetzlichen Regelungen des sog. E-Government-Gesetzes 
belegt. Denn der Gesetzgeber habe dort bewusst auf die Versendung elektronischer Dokumente nach 
dem De-Mail-Gesetz und eben nicht auf die allgemein gebräuchliche E-Mail-Kommunikation zurück-
gegriffen. 
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Arbeitsrecht . Mitteilung der Schwerbehinderung bei jeder Bewerbung erforderlich 
 
Ein schwerbehinderter Mensch, der bei seiner Bewerbung um eine Stelle den besonderen Schutz und 
die Förderung nach dem SGB IX in Anspruch nehmen will, muss die Eigenschaft, schwerbehindert zu 
sein, grundsätzlich im Bewerbungsschreiben mitteilen. Nach einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
vom 18.09.2014 kommt es auf Erklärungen bei früheren Bewerbungen nicht an. Eine solche Mitteilung 
müsse bei jeder Bewerbung erfolgen (Az.: 8 AZR 759/13). 
 
Der Kläger ist schwerbehindert mit einem GdB von 50. Im Juni 2010 bewarb er sich erstmalig bei der 
Beklagten. Dieses Bewerbungsverfahren, zu dem auch die Schwerbehindertenvertretung hinzuge-
zogen worden war, blieb erfolglos. Ende Juli 2010 bewarb er sich für eine andere, neu ausge-
schriebene Stelle bei der Beklagten. Die Bewerbung wurde bei der Beklagten von einer anderen 
personalführenden Stelle als die erste Bewerbung bearbeitet. Weder im Bewerbungsanschreiben 
noch im Lebenslauf wies der Kläger auf seine Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch hin. 
Allerdings hatte er einem Konvolut von Anlagen (Umfang 29 Blatt) als Blatt 24 eine Fotokopie seines 
Schwerbehindertenausweises beigefügt. Auch diese Bewerbung scheiterte, ohne dass der Kläger von 
der Beklagten, einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen 
worden war. Der Kläger verlangt eine Entschädigung, weil er sich wegen seiner Schwerbehinderung 
benachteiligt sieht. Als Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes hätte ihn die Beklagte aufgrund seiner 
Schwerbehinderung in jedem Fall zu einem Vorstellungsgespräch einladen müssen. 
 
Anders als in den Vorinstanzen hatte die Klage vor dem BAG keinen Erfolg. Auf die Schwer-
behinderteneigenschaft sei gegebenenfalls im Bewerbungsanschreiben oder unter deutlicher Hervor-
hebung im Lebenslauf hinzuweisen. Unauffällige Informationen oder eine in den weiteren 
Bewerbungsunterlagen befindliche Kopie des Schwerbehindertenausweises seien keine ausreichende 
Information des angestrebten Arbeitgebers. Die Mitteilung habe bei jeder einzelnen Bewerbung erneut 
zu erfolgen. Entscheidend sei die Schwerbehinderteneigenschaft im Sinne des SGB IX im Zeitpunkt 
der Bewerbung, nicht zu einem früheren Zeitpunkt. Zudem sei das Datenschutzrecht zu berück-
sichtigen. Es liege in der Entscheidung des schwerbehinderten Menschen, ob er die Schwerbe-
hinderung bei der Bewerbung nach SGB IX berücksichtigt haben will oder nicht. 
 
 
Arbeitsrecht . Keine verhaltensbedingte Kündigung eines alkoholkranken Berufs-
kraftfahrers bei Therapiebereitschaft im Kündigungszeitpunkt 
 
Die Kündigung eines alkoholkranken Berufskraftfahrers wegen Führens des ihm überlassenen 
Kraftfahrzeugs im öffentlichen Straßenverkehr unter Alkoholeinfluss ist nur dann möglich, wenn 
anzunehmen ist, dass der Arbeitnehmer aufgrund seiner Alkoholabhängigkeit seinen arbeitsvertrag-
lichen Pflichten dauerhaft nicht nachkommen kann. Hieran fehlt es nach einer Entscheidung des 
Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg, wenn der Arbeitnehmer im Zeitpunkt der Kündigung 
ernsthaft zu einer Alkoholtherapie bereit war (Urteil vom 12.08.2014, Az.: 7 Sa 852/14). 
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Der Arbeitnehmer wurde als Berufskraftfahrer beschäftigt. Er verursachte mit seinem Lkw unter 
Alkoholeinfluss (0,64‰) einen Unfall, bei dem der Unfallgegner verletzt wurde und ein größerer 
Sachschaden entstand. Im Betrieb bestand ein absolutes Alkoholverbot. Das Arbeitsgericht hat die 
daraufhin ausgesprochene ordentliche Kündigung wegen der Schwere der Pflichtverletzung auch 
ohne Ausspruch einer Abmahnung für sozial gerechtfertigt gehalten. Die Alkoholerkrankung könne 
den Arbeitnehmer nicht entlasten; ihm sei weiterhin vorzuwerfen, eine Fahrt mit dem Kraftfahrzeug 
unter Alkoholeinfluss angetreten und hierdurch andere gefährdet zu haben. 
 
Dem ist das Landesarbeitsgericht nicht gefolgt. Zwar verletze ein Berufskraftfahrer seine arbeitsver-
traglichen Hauptleistungspflichten in erheblichem Maße, wenn er das ihm überlassene Kraftfahrzeug 
im öffentlichen Straßenverkehr unter Alkoholeinfluss führt, betonten die Richter. Allerdings sei diesem 
Arbeitnehmer im Zeitpunkt der Vertragspflichtverletzung kein Schuldvorwurf zu machen, wenn dieses 
Verhalten auf einer Alkoholabhängigkeit beruhe. Eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses sei dann 
nur möglich, wenn anzunehmen sei, dass der Arbeitnehmer aufgrund seiner Alkoholabhängigkeit 
seinen arbeitsvertraglichen Pflichten dauerhaft nicht nachkommen könne. Hieran fehle es, wenn der 
Arbeitnehmer im Zeitpunkt der Kündigung ernsthaft zu einer Alkoholtherapie bereit war. Im Übrigen 
könne bei einer bestehenden Therapiebereitschaft in der Regel vom Arbeitgeber erwartet werden, das 
Fehlverhalten abzumahnen und das Arbeitsverhältnis fortzusetzen. 
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